STAATSMINISTERIUM N Lreistaat
FUR WIRTSCHAFT | == QACHSEN
ARBEIT UND VERKEHR —

A

Handlungsleitfaden zur Gefahrdungs-
beurteilung psychischer Arbeitsbelastungen

In der offentlichen Verwaltung
-HaGepA-

AN

@ ; Dr CSan LANDESDIREKTION
v UK SaChsen Il DLGEC{GU' SACHSEN
lhre gesetzliche
Unfallversicherung







Handlungsleitfaden zur Gefahrdungs-
beurteilung psychischer Arbeitsbelastungen
In der offentlichen Verwaltung

-HaGepA-



4|



Inhalt

VL.

Modul A:

Modul A1:
Modul A2:

Modul B:

Modul B1:
Modul B.2:

Modul B3:
Modul B4:
Modul B5:

VI

VIIL

VOIWOIt ZUF ZWEITEN AUFIAGE ......oieoeeee et ets st R8RSR 7
Anliegen des HandIUNGSIRITFAG@NS ...ttt 8
Darstellung des HandlUNGSIEITFAU@NS ...t ess st 9
Erlduterungen zur Nutzung des HandlungsI@Itfad@Ns ...ttt 10
Arbeitsschritte zur Durchfiihrung der GefahrdungsbeurteiluNG ... ..ot 1
Checklisten zur Gefahrdungsbeurteilung mit Schwerpunkt psychischer Arbeitsbelastungen...........ccooonrcinnerccecnn. 12
AT DRI LSS CNUTZOTG@ANISATION ...ttt 12
Arbeitsschutzorganisation der INSHEUtION]EINFICNTUNG c.oooeeeoeeeeceeeeeeeeeeees e eeeeeeeseesessss e eeeeeeseessssssss s eeeeessessssssssseeeeeeeeesssesensenae 12
ArbeitsSCNULZOIgaNiSAtioN @M STANGOM ... it ss s s 16
PSYCNISCHE ArDEITSDEIASTUNGEN .....o.ooeee ettt 8RR 18
Arbeitsumgebung: Gebiude und AuBengeldnde - Beschaffenheit/Ausstattung/Sicherheitsvorkehrungen ...............ccccooooeereeeeeeeveecen. 18
Arbeitsumgebung: Arbeitsraume/Arbeitsplatze (Innen- und AuBendienst) -

Beschaffenheit/Ausstattung/SiCNErNEItSVOIKENTUNGEN ... eeeeee e eeesees s eeesesesssenssne 22
Gewaltpréaventive Sicherheitsvorkehrungen - technisch, organisatorisch und Personell ... eeeeeeeens 26
ArDEItSAUTGADEN AT DEIESONGANTISATION oo eeeeeeeeessss e eeeesses s ese s eeeeessessssssssseeseeseesesssssssssaseeeeeeeessssesensenae 30
SOZIalE BEZIENUNGEN/FUNTUNG oo s s eesessssssssssseseeeeesesssssssnssseseseeeesesnees 35
RECNTIICNE GIUNGIAGEN ..oooe ettt 37
Weiterfiihrende Regeln, Informationen, Empfehlungen, Grundsatze, Schriften und Literatur ... 38



61



1. Vorwort zur zweiten Auflage

Im Jahr 2008 entstand die erste Auflage dieses
Handlungsleitfadens im Rahmen eines Projek-
tes zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen,
insbesondere zu psychischen Belastungen in
der &ffentlichen Verwaltung. Eine Dekade spa-
ter sind die psychischen Belastungen in der
Arbeitswelt nicht weniger geworden.

Vielmehr spiegelt sich der zunehmende Stel-
lenwert psychischer Arbeitsbelastungen in
wissenschaftlichen Erkenntnissen, der 6ffent-
lichen Wahrnehmung und nicht zuletzt in
rechtlichen Grundlagen wider. Auch wurde die
besondere Gefdhrdung durch Gewalt am Ar-

beitsplatz international anerkannt. Im Juni
2019 hat erstmals die Internationale Arbeits-
organisation (ILO) die Konvention gegen Ge-
walt und Beldstigung am Arbeitsplatz verab-
schiedet.

Die genannten Entwicklungen wurden bei der
Uberarbeitung des Handlungsleitfadens auf-
gegriffen. So werden in der neuen Version der
Prozess der Gefahrdungsbeurteilung ausfihr-
lich beschrieben, Fragestellungen Uberarbeitet
und an die aktuellen Rechtsquellen angepasst.
Grundsatzlich sind die psychischen Arbeitsbe-
lastungen ein Bestandteil der ganzheitlichen
Gefdhrdungsbeurteilung.

Dieser Handlungsleitfaden entstand auf der
Basis der gesetzlich verankerten Kooperation
im Rahmen der Gemeinsamen Deutschen Ar-
beitsschutzstrategie (GDA) zwischen den
staatlichen Arbeitsschutzbehdrden, dem Sach-
sischen Staatsministerium fir Wirtschaft, Ar-
beit und Verkehr und der Landesdirektion
Sachsen, sowie der Unfallkasse Sachsen als
Unfallversicherungstrager in Zusammenarbeit
mit dem Praxispartner Landeshauptstadt Dres-
den.

Das Redaktionsteam wiinscht gutes Gelingen
bei der Anwendung des Handlungsleitfadens!



1. Anliegen des Handlungsleitfadens

Nach dem Arbeitsschutzgesetz ist der Arbeit-
geber verpflichtet, eine funktionierende Ar-
beitsschutzorganisation zu realisieren und die
Gefdhrdungsbeurteilung fiir die gesamte Be-
horde durchzufiihren. Es sind dabei alle Ar-
beitsbedingungen zu erfassen und dahinge-
hend zu beurteilen, ob sie die Gesundheit und
Sicherheit gefahrden. Nur so ist es dem Ar-
beitgeber moglich, die Gesundheit und Leis-
tungsfahigkeit der Beschaftigten zu erhalten
sowie arbeitsbedingte Krankheitsausfalle und
Fluktuation zu vermeiden.

Der Schwerpunkt des Handlungsleitfadens zur
Gefdhrdungsbeurteilung psychischer Arbeits-
belastungen in der o6ffentlichen Verwaltung
liegt auf Fragen, die mégliche psychische Ge-
fahrdungen aufdecken.

Bei allen ermittelten Gefdhrdungen sind die
erforderlichen MaBnahmen des Arbeitsschut-
zes abzuleiten, Verantwortliche festzulegen,
MaBnahmen umzusetzen und auf die ge-
winschte Wirkung zu tiberpriifen. Die Gefahr-
dungsbeurteilung ist zu dokumentieren; dafir
eignet sich der Handlungsleitfaden. Nach dem
Arbeitsschutzgesetz gilt fir die MaBnahmen-
ableitung der folgende Gestaltungsgrundsatz:
Verhaltnispravention geht vor Verhaltenspra-
vention! Dabei haben technisch-bauliche
MaBnahmen zur Verbesserung der Arbeitsbe-
dingungen Vorrang vor organisatorischen und
verhaltensbezogenen MaBnahmen.

Zu den psychischen Arbeitsbelastungen geho-
ren nach der internationalen Norm DIN EN
ISO 10075, nach dem Grundlagenwerk ,Ge-
fahrdungsbeurteilung psychischer Belastung”
der Bundesanstalt fiir Arbeitsschutz und Ar-
beitsmedizin (2014) und den von der Leitung
des GDA-Arbeitsprogramms Psyche (2017)
verdffentlichten ,Empfehlungen zur Umset-
zung der Gefdhrdungsbeurteilung psychischer
Belastung" insbesondere Belastungen, die sich
aus

I der Arbeitsaufgabe,

I der Arbeitsorganisation,

I den sozialen Beziehungen (einschlieBlich
Fihrung),

I der Arbeitsumgebung
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ergeben konnen. Diese Arbeitsbedingungen be-
einflussen das Denken, Fiihlen und Handeln der
Menschen im Arbeitsprozess und werden des-
halb als ,psychische Arbeitsbelastungen” be-
nannt. Im Gegensatz zur allgemeinen Ver-
standlichkeit des Wortes ist der Begriff
.Belastung” in der Arbeitspsychologie wertneu-
tral definiert. Diese Belastungen konnen sich
positiv oder negativ auf die Gesundheit und
Leistungsfahigkeit von Menschen auswirken.
Mangelhafte Arbeitsbedingungen stellen Ge-
fahrdungen dar. Nach dem Arbeitsschutzgesetz
sind bei der Beurteilung der Arbeitsbedingun-
gen die psychischen Arbeitsbelastungen zu in-
tegrieren. Auch weitere arbeitsschutzrechtlich
relevante Gesetze (z. B. Mutterschutzgesetz),
Verordnungen und Technische Regeln greifen
psychische Gefdhrdungen auf. Beispielsweise
benennt die Technische Regel fir Arbeits-
stitten zur Gefahrdungsbeurteilung (ASR V3)
explizit unter Nr. 10 ,Gefdhrdungen durch psy-
chische Faktoren”, wie sie auch in der 6f-
fentlichen Verwaltung vorkommen kdnnen. Die
ASR konkretisiert die Anforderungen nach § 3
der Arbeitsstittenverordnung (ArbStattV).

Typische arbeitsbedingte Geféhrdungen in der
Verwaltung sind u. a. unzureichende Raumgro-
Be und Beleuchtung, schlechtes Raumklima,
nicht ergonomisch gestaltete Arbeitspldtze,
Uber- und Unterforderung, hohe Arbeitsdichte,
Uberstunden, schlechtes Betriebsklima, unzu-
reichende Wertschadtzung, mangelhafter sozi-
aler Umgang, geringe Handlungs- und Ent-
scheidungsspielraume oder auch kritisch-
aggressive Situationen mit Blrgerinnen und
Birgern.

Der Handlungsleitfaden enthalt deshalb auch
Fragen zum Umgang und zur Pravention be-
ziiglich moglicher Gewalt im Dienst. Das Risi-
ko der Beschaftigten, mit gewalttdtigen Hand-
lungen konfrontiert zu werden, ist je nach
Aufgabenbereich unterschiedlich. Zu Gewalt
gehdren physische und psychische (verbale
und nonverbale) Gewalt sowie Sachbeschadi-

gung.

Die Internationale Arbeitsorganisation (ILO)
definiert Gewalt am Arbeitsplatz wie folgt:
Samtliche Handlungen, Vorfalle bzw. Verhal-
tensweisen, die von einem angemessenen Ver-
halten abweichen, bei denen ein Mensch wéh-
rend seiner Arbeitstatigkeit bzw. als direkte
Folge seiner Arbeitstatigkeit angegriffen, be-
droht, geschadigt bzw. verletzt wird', wobei
die Formulierung ,direkte Folge' so zu verste-
hen ist, dass ein klarer Zusammenhang mit der
Arbeitstatigkeit gegeben ist und dass die
Handlung, der Vorfall bzw. die Verhaltenswei-
se innerhalb eines angemessenen Zeitraums
danach erfolgte. Die Gewalt am Arbeitsplatz
kann intern, d. h. zwischen Arbeitnehmern un-
tereinander, oder extern, d. h. zwischen Arbeit-
nehmern und irgendeiner anderen Person, die
am Arbeitsplatz anwesend ist, vorkommen"
(ILO 2004, S. 16). Nach der im Juni 2019 ver-
abschiedeten 190. Konvention der I1LO (2019)
verpflichten sich die unterzeichnenden Staa-
ten, sich in ihren Landern fiir die Pravention
von Gewalt einzusetzen.

Gewalttatige Handlungen kénnen, wie auch
im sogenannten ,Aachener Modell” (Unfall-
kasse Nordrhein-Westfalen, 2009) beschrie-
ben, z. B. folgende Formen annehmen:

abwertendes und ausgrenzendes Verhalten,
Beleidigung, Bedrohung, Notigung,
kérperliche Ubergriffe,

Uberfalle.

Einsatzbereiche flr den Handlungsleitfaden
sind z. B. Burgerdmter, Ordnungsamter, Sozial-
amter, Jugendamter, Brand- und Katastro-
phenschutzdmter, Gesundheitsamter, Standes-
amter, Bauaufsichtsamter, Veterinar- und
Lebensmittelliberwachungsamter, Jobcenter,
Finanzamter, weitere Vollzugsbehérden, Aus-
zahlstellen/Kassen oder Ausldnderbehdrden.

Bei Bedarf beraten die staatlichen Arbeits-
schutzbehdrden und die gesetzlichen Unfall-
versicherungstrager zur Durchfiihrung von
Gefdhrdungsbeurteilungen.



111. Darstellung des Handlungsleitfadens

Der Handlungsleitfaden basiert auf dem Ge-
setzes- und Regelwerk des Arbeits- und Ge-
sundheitsschutzes, einschlieBlich gesicherter
arbeitswissenschaftlicher Erkenntnisse und
praktischer Erfahrungen von Aufsichtsperso-
nal und betrieblichen Arbeitsschutzakteuren.
Der Handlungsleitfaden stellt eine von meh-
reren moglichen methodischen Verfahrens-
weisen zur Gefdhrdungsbeurteilung dar. Der
aktualisierte Handlungsleitfaden wurde in
ausgewdhlten Bereichen der 6ffentlichen Ver-
waltung auf Handhabbarkeit und Eignung fur
die Gefdhrdungsbeurteilung erprobt. Er be-
steht aus einer Einflihrung in das Thema, einer
Anleitung zur Durchfiihrung der Gefdhrdungs-
beurteilung, Checklisten, der Ubersicht recht-
licher Grundlagen und Literaturangaben. Zur
besseren Handhabbarkeit kénnen die Check-
listen auch elektronisch bearbeitet werden.
Die dafiir entwickelte Excel-Datei steht zum
Download zur Verfligung.

Die Fragen der Checklisten erfassen ausge-
wahlte Gefdhrdungen in der 6ffentlichen Ver-
waltung. Hier nicht abgefragte Gefdhrdungen
(z. B. nach Gefahrstoffverordnung, Biostoff-
verordnung), die in den Arbeitsbereichen au-
Berdem auftreten kdnnen, sind zusétzlich zu
beurteilen. Der Handlungsleitfaden erhebt kei-
nen Anspruch auf Vollstédndigkeit.

Jede Behérde ist einzigartig. Manche Fragen
treffen auf Tatigkeiten bzw. Rdumlichkeiten
der konkreten Behdrde nicht zu. Die Checklis-
ten kdnnen bei Bedarf von den Anwendern
fortgeschrieben und um betriebsspezifische
Fragestellungen ergdnzt werden. Sie sind so
gestaltet, dass alle ermittelten Gefdhrdungen
und MaBnahmen dokumentiert werden kén-
nen. Die relevanten Rechtsgrundlagen sind
kursiv unterlegt.

Die Checklisten fiir die Analyse und Bewertung der Arbeitsbedingungen sind in folgende
Module gegliedert, die Detailfragen enthalten:

Modul A:
Modul A1:
Modul A2:
Modul B:
Modul B1:

Modul B2:

Modul B3:

Modul B4:
Modul B5:

Arbeitsschutzorganisation

Arbeitsschutzorganisation der Institution/Einrichtung
Arbeitsschutzorganisation am Standort

Psychische Arbeitsbelastungen

Arbeitsumgebung: Gebdude und AuBengelande -
Beschaffenheit/Ausstattung/Sicherheitsvorkehrungen

Arbeitsumgebung: Arbeitsraume/Arbeitspldtze (Innen- und AuBendienst) -
Beschaffenheit/Ausstattung/Sicherheitsvorkehrungen

Gewaltpréventive Sicherheitsvorkehrungen - technisch, organisatorisch und
personell

Arbeitsaufgaben/Arbeitsorganisation

Soziale Beziehungen/Fihrung

Bitte beachten: neue Adresse fiir den Download der Excel-Datei:
https://www.arbeitsschutz.sachsen.de/psychische-belastungen-4082.htmi



https://www.arbeitsschutz.sachsen.de/download/Handlungsleitfaden_zur_Gefaehrdungsbeurteilung_Checklisten.xlsx
Weisbach, Beate
Textfeld
Bitte beachten: neue Adresse für den Download der Excel-Datei:
https://www.arbeitsschutz.sachsen.de/psychische-belastungen-4082.html

Weisbach, Beate
Hervorheben


1V. Erlauterungen zur Nutzung des
Handlungsleitfadens

Es bietet sich an, den Einsatz des Handlungs-
leitfadens von zentraler Stelle, zum Beispiel
dem Ausschuss flr Arbeitsschutz oder einer
Steuerungsgruppe, zu planen.

Die Fragen zur Arbeitsschutzorganisation
(Modul A) kénnen im Wesentlichen von den
Fihrungskraften auf der Grundlage von Do-
kumenten (z. B. Dienstordnung zur arbeits-
medizinischen Vorsorge oder Brandschutz-
ordnung) beantwortet werden. In gréBeren
Behorden kann das Modul A1 und teilweise A2
von zentraler Stelle ausgefullt werden.

Das Modul B bearbeiten die Fiihrungskrafte im
Rahmen von Arbeitsplatzbegehungen (Beob-
achtungsinterviews) und/oder in Gruppen-/
Teamsitzungen unter Einbeziehung der Be-
schaftigten. Bei Bedarf sollten betriebliche Ex-
perten und externe Fachleute des Arbeits- und
Gesundheitsschutzes zur Unterstiitzung her-
angezogen werden.

Die Checklisten enthalten folgende Antwort-
maoglichkeiten:

"

B .nein",

I trifft nicht zu"

Der Sollzustand ist in den Fragen bereits for-
muliert. Wird das grau unterlegte Antwortfeld
angekreuzt, besteht Diskrepanz zwischen Ist-
und Sollzustand. Das bedeutet, dass eine mog-
liche Gefdhrdung und damit Handlungsbedarf
besteht. Der Sollzustand basiert auf arbeits-
schutzrechtlichen Vorgaben, arbeitswissen-
schaftlichen Erkenntnissen sowie praktischen
Erfahrungen.

Fir die korrekte Einschdatzung der Arbeitsbe-
dingungen und die Ableitung von Gestal-
tungsmaBnahmen sind die Beschaftigten, als
die Experten ihrer Tatigkeit, und entsprechend
der jeweiligen gesetzlichen Grundlagen die
Mitarbeiter- und auch Interessenvertretungen
zu beteiligen.

Zur Veranschaulichung im Folgenden ein Ausflllbeispiel:

Fir jede MaBnahme sind Verantwortlichkei-
ten und Termine festzulegen. Dabei empfiehlt
sich eine Priorisierung zur Realisierung der
MaBnahmen. Abhdngig ist die Dringlichkeit
z.B. von Art und AusmaB der Geféhrdung,
besonderen Gegebenheiten der Einrichtung
oder der Beschaftigung besonderer Personen-
gruppen u. a.

Die Checklisten lassen sich ausgedruckt in
.Papierform" oder als Exceldatei bearbeiten.
Die Datei steht zum Download zur Verfligung.

Bitte beachten: neue Adresse fir den
Download der Excel-Datei:
https://www.arbeitsschutz.sachsen.de/psy
chische-belastungen-4082.html

Fragen zum Sachverhalt MaBnahmen/Bemerkungen Verantwort- | Wirksam-
(Losungsvorschldge, ggf. Verweis lich keits-
auf entsprechende betriebliche kontrolle
Regelungen, ggf. Weiterleitung an
andere Verantwortliche etc.) Termin
B 3.16 | Ist der Arbeitsplatz so beschaffen, dass sich der X Nur noch wenige Raume haben Verant- Die festge-
Beschéftigte bei Gewaltgefahr schnell in Sicherheit keine Fluchttiren zu den Nach- wortlich: legten orga-
bringen kann (Verbindungstiiren zu Nachbarrdumen barraumen. Der Dienstbetrieb Abteilungs- | nisatorischen
oder andere Fluchtmdglichkeiten)? wird Uberwiegend so organisiert, | leiter Axx MaBnahmen
§ 9 Abs. 3 ArbSchG, § 4 Abs. 4 ArbStdttV dass Konfliktpotenzial um diese (keine Bur-
Raume herumgeleitet wird. Bei Termin: gerberatung
den geplanten BaumaBnahmen 11/2019 in R4u-
wird der Einbau von weiteren men ohne
Fluchttlren berlcksichtigt, Fluchtmdg-
soweit das Denkmalschutz und lichkeit zum
Gebaudestatik zulassen. Nebenraum)
haben sich
bewahrt.

Tabelle 1: Ausfillbeispiel
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https://www.arbeitsschutz.sachsen.de/download/Handlungsleitfaden_zur_Gefaehrdungsbeurteilung_Checklisten.xlsx
Weisbach, Beate
Textfeld
Bitte beachten: neue Adresse für den Download der Excel-Datei: https://www.arbeitsschutz.sachsen.de/psychische-belastungen-4082.html

Weisbach, Beate
Hervorheben


V. Arbeitsschritte zur Durchfiihrung der
Gefahrdungsbeurteilung

Die Gefdhrdungsbeurteilung ist ein komplexer
und kontinuierlicher Prozess, der sorgfaltig
vom Arbeitgeber zu planen ist. Bei Bedarf be-
raten die staatlichen Arbeitsschutzbehdrden

und die gesetzlichen Unfallversicherungstra-
ger. Bewdhrt haben sich folgende Arbeits-
schritte zur Durchfiihrung der Gefdhrdungs-
beurteilung:

Arbeitsschritte Hinweise

1. Planung und I Aufgabe ggf. fiir den Arbeitsschutz-Ausschuss festlegen bzw. Steuergruppe zur Durchfiihrung der Gefahrdungsbeurteilung

Festlegung der
Vorgehensweise

bilden

Verantwortlichkeiten, Durchfiihrende, Mitwirkende und Zeitraum fir die Gefdhrdungsbeurteilung festlegen; Einbindung von
Entscheidungstragern und betrieblichen Gremien festlegen

Festlegungen zur Ergebnisauswertung innerhalb der Arbeitsbereiche und fiir die gesamte Behérde treffen
Gefihrdungsbeurteilung am Organigramm/der Struktur der Institution ausrichten, damit kein Arbeitsbereich vergessen wird
Arbeitsbereiche/Tatigkeiten mit gleichen Arbeitsaufgaben und gleichen Arbeitsbedingungen kénnen zusammengefasst
beurteilt werden (evtl. bestehen bei gleichen Arbeitsaufgaben unterschiedliche Einfliisse durch Arbeitsumgebung bzw. soziale
Beziehungen, dann in diesen Fallen Gefahrdungsbeurteilung fir diesen spezifischen Teil gesondert ausfiihren)

Rang- und Reihenfolge der Arbeitsbereiche fiir die Durchfiihrung der Geféhrdungsbeurteilung festlegen

alle Beteiligten zu den Zielen und dem Vorgehen der Gefahrdungsbeurteilung informieren

2. Ermittlung und
Dokumentation der
konkreten Arbeits-
bedingungen

Ist-Zustand mithilfe der Checkliste anhand der Antwortmadglichkeiten ,ja", ,nein" oder ,trifft nicht zu" ermitteln und doku-
mentieren

3. Beurteilung der
konkreten Arbeits-
bedingungen bzgl.
des Gefdhrdungs-
potenzials

Antworten im ,grau” unterlegten Bereich zeigen, dass eine Unfallgefahr bzw. Gesundheitsbeeintrachtigung auftreten kdnnte,
deshalb besteht hier Handlungsbedarf

4. Ableitung und
Festlegung von
MaBnahmen mit
Verantwortlichkei-
ten und Terminen

Ideen fiir MaBnahmen schon wahrend Erfassung von Gefdhrdungen aufnehmen

erforderliche MaBnahmen, die nicht im eigenen Verantwortungsbereich liegen, sind an zustdndige betriebliche Struktureinhei-
ten weiterzuleiten

die abgeleiteten MaBnahmen, die nicht in eigener Zustandigkeit bearbeitet werden kénnen, zusammenfassen und mit weiteren
Entscheidungstrdgern beraten

MaBnahmen mit Terminen festlegen; Priorisierung vornehmen (z. B. kurz-, mittel- oder langfristig)

abgeleitete MaBnahmen nach Rangreihe (T-0-P) planen:

1. Technisch-bauliche

2. Organisatorisch-strukturelle

3. Personelle/verhaltensbezogene MaBnahmen

Verantwortlichkeiten festlegen

5. Durchfiihrung und
Dokumentation von
MaBnahmen

MaBnahmen umsetzen
Beschaftigte Uber die Ergebnisse des Prozesses informieren

6. Wirksamkeitskon-
trolle und Doku-
mentation

ggf. Kriterien fir Wirksamkeitstiberprifung vereinbaren
Verantwortlichkeiten und Termine fir Kontrolle festlegen (ggf. andere MaBnahmen einleiten, berpriifen und erneut doku-
mentieren)

7. Aktualisierung der
Gefahrdungsbeur-
teilung

bei neuen Arbeitstatigkeiten/Arbeitsplatzen, Verdnderungen der Arbeitsbedingungen, neuen Arbeitsaufgaben, auffalligen
gesundheitlichen Beeintrachtigungen der Belegschaft, gesetzlichen Neuerungen oder neuen wissenschaftlichen Erkenntnissen
die Gefahrdungsbeurteilung neu erstellen oder aktualisieren

Tabelle 2: Prozessschritte der Gefahrdungsbeurteilung psychischer Arbeitsbelastungen

Auf der Internetseite www.gefaehrdungsbeurteilung.de sind die wesentlichen Informationen zur Durchfiihrung und zu den einzelnen Gefahr-
dungsfaktoren tbersichtlich und nutzerfreundlich zusammengestellt.

[ 11


http://www.gefaehrdungsbeurteilung.de

V1. Checklisten zur Gefahrdungsbeurteilung mit
Schwerpunkt psychischer Arbeitsbelastungen

Modul A:  Arbeitsschutzorganisation
Modul A1: Arbeitsschutzorganisation der Institution/Einrichtung

Institution/Einrichtung (z. B. Stadtverwaltung, Landratsamt):

Fragen zum Sachverhalt trifft | MaBnahmen/Bemerkungen Verantwort- | Wirksam-
nicht | (Losungsvorschlidge, ggf. Verweis lich keits-
zu | auf entsprechende betriebliche kontrolle
Regelungen, ggf. Weiterleitung an
andere Verantwortliche etc.) Termin

A1 Hat der Arbeitgeber ihm obliegende Pflichten aus
dem Arbeitsschutzgesetz an zuverldssige und
fachkundige Personen schriftlich Gbertragen (z. B.
in dienstrechtlicher Regelung, Stellenbeschreibung,
Geschiftsverteilungen, Bestellurkunde)?

§ 13 Abs. 2 ArbSchG

A1.2 Sind Fachkrafte fir Arbeitssicherheit schriftlich
bestellt?
§5Abs. 1ASIG, § 2 Abs. 1 DGUV Vorschrift 2

A13 Gibt es eine leitende Fachkraft fir Arbeitssicherheit,
wenn mehrere Fachkrafte flir Arbeitssicherheit im
Unternehmen angestellt sind und untersteht diese
unmittelbar dem Leiter des Betriebes?

§ 8 Abs. 2 ASiG

Al14 Sind Betriebsarztinnen bzw. Betriebsarzte schriftlich
bestellt?
§ 2 Abs. 1 ASiG, § 2 Abs. 1 DGUV Vorschrift 2

A15 Gibt es eine leitende Betriebsarztin bzw. einen
leitenden Betriebsarzt, wenn mehrere im Unterneh-
men angestellt sind und untersteht diese Person
unmittelbar der Behordenleitung?

§ 8 Abs. 2 ASiG

A 1.6 | GibtesRegelungen fiir die Durchfiihrung arbeits-
medizinischer Vorsorgeuntersuchungen (Pflicht-,
Angebots- und Wunschvorsorge)?

§ 3 Abs. 1,85 4, 5 und 5a ArboMedWW

A1.7 Gibt es einen Arbeitsschutzausschuss (bei Betrieben
mit mehr als 20 Beschéaftigten)?
§ 11 ASiG

A1.8 Tritt der Arbeitsschutzausschuss nach A 1.7 min-
destens einmal vierteljdhrlich zusammen?
§ 11 ASiG
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Institution/Einrichtung (z. B. Stadtverwaltung, Landratsamt):

Fragen zum Sachverhalt

trifft | MaBnahmen/Bemerkungen

nicht | (Losungsvorschlige, ggf. Verweis
zu | auf entsprechende betriebliche
Regelungen, ggf. Weiterleitung an
andere Verantwortliche etc.)

Verantwort-

lich

Termin

Wirksam-

keits-
kontrolle

A19 Gibt es flir nachfolgende plotzliche arbeitsbedingte
Krisensituationen mit psychischer Extrembelastung
betriebliche Regelungen (zum Verhalten in der
Situation, zur Nachsorge, ggf. zur Unfallanzeige,
ggf. zur polizeilichen Anzeige)?

§9Abs. 2und § 10 Abs. 1 ArbSchG
DGUV Information 206-017, DGUV Grundsatz
306-001

A 1.9.1 | Ereignisse mit verbaler/nonverbaler Gewalt
(z. B. Beleidigungen, Bedrohung, Gestikulieren)

A 1.9.2 | Ereignisse mit kdrperlicher Gewalt

A 1.9.3 | Bombendrohungen

A 194 | Amoklaufe

A 1.9.5 | Suizidandrohungen

A 1.9.6 | Androhungen und Ausfiihrungen von Sachbescha-
digungen

A19.7 | Brande

A 1.9.8 | Auffinden von Fundsachen mit méglichem Gefah-
renpotenzial

A 1.9.9 | Weitere (bitte benennen)

A 1.10 | Gibt es Regelungen zur Informationsweiterleitung
von Gewaltandrohungen gegen andere Einrichtun-
gen und Personen?

A 111 | Werden Unfélle einschlieBlich Wegeunfalle doku-

mentiert, ausgewertet und werden ggf. praventive
MaBnahmen festgelegt?
§ 6 Abs. 2 ArbSchG, § 193 SGB VII

|13




Institution/Einrichtung (z. B. Stadtverwaltung, Landratsamt):

Fragen zum Sachverhalt trifft | MaBnahmen/Bemerkungen Verantwort- | Wirksam-

nicht | (Losungsvorschlige, ggf. Verweis lich keits-
zu | auf entsprechende betriebliche kontrolle
Regelungen, ggf. Weiterleitung an
andere Verantwortliche etc.) Termin

A 1.12 | Gibt es betriebliche Regelungen zur Wartung und
Priifung der Funktionstiichtigkeit folgender Sicher-
heitseinrichtungen?

§ 4 Abs. 3 ArbStittV

A 1.12.1 | Sicherheitsbeleuchtung

A 1.12.2  Brandmelde- und Feuerléscheinrichtungen

A 1.12.3 | Signalanlagen

A 1.12.4 | Notaggregate

A 1.12.5 Personen-Notsignal-Anlagen

A 1.12.6 | Raumlufttechnische Anlagen

A 1.12.7 | Weitere (bitte benennen)

A 1.13 | Gibt es betriebliche Regelungen zur Wartung und
Prifung der ortsfesten elektrischen Anlagen und
Betriebsmittel, Aufzlge, Druckbehdlter, Gasanlagen
ete.?

ArbSchG, BetrSichV

A 1.14 | Gibt es Regelungen fiir die Unterweisung der Be-
schaftigten tber Sicherheit und Gesundheitsschutz
bei der Arbeit?

§12Abs. 1 ArbSchG

A 1.15 | Gibt es Regelungen fiir die Unterweisung von
Beschéaftigten anderer, im Betrieb tatiger Arbeitge-
ber (z. B. Wach- und Sicherheitsdienst, Reinigungs-
dienst, Leiharbeitnehmer) hinsichtlich der Gefahren
fiir ihre Sicherheit und Gesundheit?

§ 8 Abs. 2 ArbSchG
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Institution/Einrichtung (z. B. Stadtverwaltung, Landratsamt):

Fragen zum Sachverhalt MaBnahmen/Bemerkungen Verantwort- | Wirksam-

(Losungsvorschlage, ggf. Verweis lich keits-
auf entsprechende betriebliche kontrolle
Regelungen, ggf. Weiterleitung an

andere Verantwortliche etc.)

A 1.16 | Werden spezielle Gefahren fiir besonders schutzbe-
durftige Beschiftigtengruppen (z. B. fir Beschaf-
tigte mit Leistungseinschrankungen, schwangere
und stillende Frauen, Kinder und Jugendliche)
beriicksichtigt und gibt es ggf. betriebliche Rege-
lungen zur Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben
zum Arbeits- und Gesundheitsschutz?

§ 4 Nr. 6 ArbSchG, MuSchG, JArbSchG

Liegt weiterer Handlungsbedarf vor?
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Modul A:  Arbeitsschutzorganisation
Modul A2: Arbeitsschutzorganisation am Standort

Institution/Einrichtung (z. B. Stadtverwaltung, Landratsamt):

Standort:

Bereich/Tatigkeit:

Fragen zum Sachverhalt trifft | MaBnahmen/Bemerkungen Verantwort- | Wirksam-
nicht | (Losungsvorschlige, ggf. Verweis lich keits-
zu | auf entsprechende betriebliche kontrolle
Regelungen, ggf. Weiterleitung an
andere Verantwortliche etc.) Termin

A2.1 Sind Sicherheitsbeauftragte bestellt (bei Betrieben
mit mehr als 20 Beschéaftigten)?

§22 Abs. 1 SGB VIl und § 20 Abs. 1 DGUV Vor-
schrift 1, DGUV Information 211-039

A22 Gibt es flir den Standort spezifische Regelungen
jeweils fir Brand-, Gefahrenfalle und andere
arbeitsbedingte Krisensituationen?

§9Abs. 2und § 10 Abs. 1 ArbSchG

A23 Sind zur Bekdmpfung von Entstehungsbrénden
Brandschutzhelferinnen und Brandschutzhelfer
benannt?

§ 10 Abs. 2 ArbSchG, § 3a Abs. 1 ArbStdttV i.V.m.
Nr. 2.2 Anhang zur ArbStittV, ASRA2.2 Nr. 6.2,
§ 22 Abs. 2 DGUV Vorschrift 1

A2.4 Sind die benannten Brandschutzhelferinnen und
Brandschutzhelfer nach Nr. A 2.3 entsprechend
ausgebildet und mit ihren Aufgaben vertraut?
DGUV Information 205-023

A25 Sind Beschaftigte benannt, die Aufgaben der Eva-
kuierung Gbernehmen?
§ 10 Abs. 2 ArbSchG

A 2.6 | Stehen den Beschaftigten Mittel und Einrichtungen
zur Ersten Hilfe vor Ort zur Verfligung?

§ 10 ArbSchG, § 3a Abs. 1 ArbStdttVi.V.m. Nr. 4.3
Anhang zur ArbStittV, ASR A4.3

A27 Sind die unter A 2.6 genannten Aufbewahrungsorte
gekennzeichnet?

§ 3a Abs. T ArbStdttVi.V.m. Nr. 1.3 und Nr. 4.3
Anhang zur ArbStdttV, ASRA1.3, ASR A4.3

A28 Sind fiir Erste-Hilfe-Leistungen Ersthelferinnen und
Ersthelfer benannt und den Beschaftigten bekannt

gemacht worden?

§ 10 Abs. 2 ArbSchG, § 26 Abs. 1 DGUV Vorschrift 1

A29 Werden Erste-Hilfe-Leistungen dokumentiert?
§ 24 Abs. 6 DGUV Vorschrift 1

A 2.10 | Wird mindestens einmal jahrlich eine arbeitsplatz-
und tatigkeitsbezogene Unterweisung fir alle
Beschaftigten zum Arbeits-, Gesundheits- und
Brandschutz durchgefiihrt?

§ 12 Abs. 1 ArbSchG, § 6 ArbStittV

A 2.11 | Werden auch die Beschaftigten anderer Arbeitge-
ber (z. B. Leiharbeitnehmende, Reinigungsdienst)
angemessen unterwiesen?

§ 8 Abs. 2 ArbSchG
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Institution/Einrichtung (z. B. Stadtverwaltung, Landratsamt):
Standort:

Bereich/Tatigkeit:

Fragen zum Sachverhalt trifft | MaBnahmen/Bemerkungen Verantwort- | Wirksam-
nicht | (Losungsvorschlige, ggf. Verweis lich keits-
zu | auf entsprechende betriebliche kontrolle
Regelungen, ggf. Weiterleitung an
andere Verantwortliche etc.) Termin

Liegt weiterer Handlungsbedarf vor?
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Modul B:  Psychische Arbeitsbelastungen
Modul B1: Arbeitsumgebung: Gebaude und AuBengelinde -
Beschaffenheit/Ausstattung/Sicherheitsvorkehrungen

Institution/Einrichtung (z. B. Stadtverwaltung, Landratsamt):

Standort:

Fragen zum Sachverhalt trifft | MaBnahmen/Bemerkungen
nicht | (Losungsvorschldge, ggf. Verweis
zu | auf entsprechende betriebliche
Regelungen, ggf. Weiterleitung an
andere Verantwortliche etc.)

B1.1 Ist der Standort barrierefrei gestaltet?
§ 3a Abs. 2 ArbStittV, ASR V3a.2, DIN 18040-1

Verantwort- | Wirksam-
lich keits-
kontrolle

Termin

B12 Weisen FuBbdden und Verkehrswege eine tritt-
sichere Oberflache auf und sind diese frei von
Stolperstellen?

§ 3a Abs. 1 ArbStittVi.V.m. Nr. 1.5 Abs. 2 Anhang
zur ArbStdittV, ASR A1.5/1,2

B13 Sind die Verkehrswege - einschlieBlich Treppen -
ausreichend bemessen und sicher begehbar?
§3a Abs. T ArbStdttViV.m. Nr. 1.8 Abs. Tund 2
Anhang zur ArbStittV, ASRA1.8

B 1.4 | Sind die Fluchtwege am Standort ausreichend
bemessen, dauerhaft gekennzeichnet und werden
diese stdndig freigehalten?

§ 3a Abs. 1 ArbStdttV i.V.m. Nr. 2.3 Anhang zur
ArbStittV, ASR A2.3

B15 Ist die Beleuchtung im Gebdude ausreichend?
§ 3a Abs. 1 ArbStdttV i.V.m. Nr. 3.4 Anhang zur
ArbStittV, ASR A3.4 Anhang 1

B16 Ist die Beleuchtung auf dem betrieblichen AuBen-
geldnde (z. B. FuBwege, Parkplitze) ausreichend?
§ 3a Abs. 1 ArbStdttV i.V.m. Nr. 3.4 Anhang zur
ArbStittV, ASR A3.4 Anhang 2

B1.7 Ist ein sicheres und gefahrloses Verlassen des
Standortes bei Ausfall der Allgemeinbeleuchtung
gewahrleistet (z. B. durch Sicherheitsbeleuchtung
und/oder optisches Sicherheitsleitsystem)?

§ 30 Abs. 1 ArbStdttV i.V.m. Nr. 2.3 Anhang zur
ArbStittV, ASR A2.3 Nr. 7 und 8, ASR A3.4/7 Nr. 5

B18 Gibt es zur besseren Orientierung ein bildunter-
stutztes und mehrsprachiges Besucherleitsystem
fiir AuBen- und Innenbereiche des Gebdudes?

§ 3a Abs. 1 ArbStdttV i.V.m. Nr. 2.3 Anhang zur
ArbStittV, ASRA2.3 Nr. 7

B19 Lassen sich die Tiren im Verlauf von Fluchtwegen
oder die Turen von Notausgangen von innen ohne
besondere Hilfsmittel jederzeit leicht 6ffnen,
solange sich Personen am Standort befinden?

§ 3a Abs. 1 ArbStittVi.V.m Nr. 2.3 Abs. 2a Anhang
zur ArbStdttV

B 1.10 | Lassen sich Tiiren von Notausgdngen nach auBen
6ffnen?

§ 30 Abs. 1 ArbStdttV i.V.m Nr. 2.3 Abs. 2 Anhang
zur ArbStdttV
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Institution/Einrichtung (z. B. Stadtverwaltung, Landratsamt):

Standort:

Fragen zum Sachverhalt MaBnahmen/Bemerkungen Verantwort- | Wirksam-
(Lésungsvorschlage, ggf. Verweis lich keits-
auf entsprechende betriebliche kontrolle
Regelungen, ggf. Weiterleitung an
andere Verantwortliche etc.) Termin

B 1.11 | Unterscheidet sich das Alarmsignal zum Verlas-
sen der Arbeitsstitte (z. B. bei Brénden) von dem
Alarmsignal zum Verbleiben/Schutzsuchen in der
Arbeitsstatte (z. B. bei Amok)?

§ 3a Abs. 1 ArbStdttV

B 1.12 | Sind die Alarmsignale (vgl. Frage Nr. B 1.11) den
Beschaftigten bekannt?
§ 3a Abs. 1 ArbStdttV

B 1.13 | Sind zwecks besserer Orientierung die Raum-
nummern innen und auBen angebracht (ggf. nach
betrieblichem Sicherheitskonzept)?

B 1.14 | Ist der Standort mit einer ausreichenden Anzahl
folgender geeigneter Einrichtungen gegen Brande
bzw. zur Alarmierung bei Branden/Brandentstehung
ausgestattet?

§ 3a Abs. 1 ArbStdttV i.V.m Nr. 2.2 Anhang zur
ArbStittV, ASRA2.2

B 1.14.1 | Feuerléscheinrichtungen

B 1.14.2 | Brandmelder

B 1.14.3 | Alarmanlagen

B 1.14.4 | Weitere (bitte benennen)
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Institution/Einrichtung (z. B. Stadtverwaltung, Landratsamt):

Standort:

Fragen zum Sachverhalt MaBnahmen/Bemerkungen Verantwort- | Wirksam-
(Losungsvorschlage, ggf. Verweis lich keits-
auf entsprechende betriebliche kontrolle
Regelungen, ggf. Weiterleitung an
andere Verantwortliche etc.) Termin

B 1.15 | Werden die nachfolgenden Sicherheitseinrichtun-
gen zur Verhiitung oder Beseitigung von Gefahren
am Standort in regelmaBigen Abstdnden sachge-
recht gewartet und auf ihre Funktionstiichtigkeit
geprift?

§ 4 Abs. 3 ArbStittV

(Anmerkung: Sofern am Standort nicht zu beant-
worten, Zustdndigkeit vermerken und , trifft nicht
zu" ankreuzen.)

B 1.15.1 | Sicherheitsbeleuchtung

B 1.15.2 | Brandmelde- und Feuerlgscheinrichtungen

B 1.15.3 | Signalanlagen

B 1.15.4  Notaggregate

B 1.15.5 | Notschalter

B 1.15.6 | Raumlufttechnische Anlagen

B 1.15.7 | Weitere (bitte benennen)

B 1.16 | Sind die durchsichtigen oder lichtdurchlassigen
Wande und Tiren in den Verkehrswegen in Augen-
hohe zur besseren Erkennbarkeit gekennzeichnet?
§ 30 Abs. 1 ArbStdttViV.m Nr. 1.5 Abs. 3und 1.7
Abs. 2 Anhang zur ArbStittV, ASRAT1.6 Nr. 4.3
Abs. 1, ASRA1.7 Nr. 5 Abs. 7

B 1.17 | Bestehen diese Wande und Tiiren (s. B.1.16) aus
bruchsicherem Werkstoff?

§ 30 Abs. 1 ArbStdttV i.V.m Nr. 1.5 Abs. 3 und
Nr. 1.7 Abs. 4 Anhang zur ArbStdttV, ASRA1.7
Nr. 5 Abs. 6
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Institution/Einrichtung (z. B. Stadtverwaltung, Landratsamt):

Standort:

Fragen zum Sachverhalt trifft | MaBnahmen/Bemerkungen Verantwort- | Wirksam-
nicht | (Losungsvorschldge, ggf. Verweis lich keits-
zu | auf entsprechende betriebliche kontrolle
Regelungen, ggf. Weiterleitung an
andere Verantwortliche etc.) Termin

B 1.18 | Sind in Bereichen mit einer Absturzgefahr fir
Personen Absturzsicherungen vorhanden und
ausreichend bemessen?

§ 3a Abs. 1 ArbStdttV i.V.m Nr. 2.1 Abs. 1 Anhang
zur ArbStdttV, ASR A2.1 Nr. 5.1 Abs. 2

B 1.19 | Gibt es eine ausreichende Anzahl Personaltoiletten?
§ 3a Abs. 1 ArbStittV i.V.m Nr. 4.1 Anhang zur
ArbStittV, ASR A4.1 Nr. 5.2 Abs. 3

B 1.20 | Wird das Objekt den hygienischen Anforderungen
entsprechend gereinigt?
§4 Abs. 2 ArbStittV

B 1.21 | Stehen den Beschéftigten bei Bedarf geeignete
Desinfektionsmittel und bei Fldchendesinfekti-
on zusatzlich geeignete Schutzhandschuhe zur
Verfligung?

§ 3 Abs. 2 Nr. 1 ArbSchG, § 4 Abs. 2 ArbStittV

B 1.22 | Gibtes an den Gebdudezugdngen entsprechende
Verbotsschilder (z. B. gegen Mitfiihren von Hunden
und Rauchen)?

§ 3a Abs. 1 ArbStdttV i.V.m. Nr. 1.3 Anhang zur
ArbStdttV, ASRA1.3 Nr. 4

Liegt weiterer Handlungsbedarf vor?
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Modul B:  Psychische Arbeitsbelastungen

Modul B.2: Arbeitsumgebung: Arbeitsriume/Arbeitsplitze
(Innen- und AuBendienst) -
Beschaffenheit/Ausstattung/Sicherheitsvorkehrungen

Institution/Einrichtung (z. B. Stadtverwaltung, Landratsamt):

Standort:

Bereich/Tatigkeit:

Fragen zum Sachverhalt trifft | MaBnahmen/Bemerkungen
nicht | (Losungsvorschlige, ggf. Verweis
zu | auf entsprechende betriebliche
Regelungen, ggf. Weiterleitung an
andere Verantwortliche etc.)

B2.1 Betrdgt in den Arbeitsraumen die Grundflache fir
einen Biiro- und Bildschirmarbeitsplatz mindestens
8 bis 10 m2 und fiir GroBraumbiiros 12 bis 15 m2 je
Arbeitsplatz?

§ 3a Abs. 1 ArbStdttVi.V.m. Nr. 1.2 Anhang zur
ArbStdttV, ASRA1.2 Nr. 5

Verantwort- | Wirksam-
lich keits-
kontrolle

Termin

B22 Ist an den Arbeitspldtzen jeweils eine Bewegungs-
flache (unverstellte Bodenfldche) von mindestens
1,50 m2 vorhanden, wobei die Tiefe und Breite
mindestens jeweils 1,00 m betrdgt? (Anmerkung:
erforderliche Bewegungsflachen dirfen sich nicht
mit Flachen fiir Sicherheitsabstande, Verkehrs-,
Fluchtwegen etc. iberlagern)

§ 3a Abs. 1 ArbStdttV i.V.m Nr. 1.2 Anhang zur
ArbStdttV, ASRA1.2 Nr. 5.1

B23 Wird den erforderlichen Bewegungsfldchen zur
barrierefreien Gestaltung der Arbeitsplatze Rech-
nung getragen?

§ 3a Abs. 2 ArbStittV, ASR V3a.2

B24 Ist in den Arbeitsraumen mit Publikumsverkehr ge-
wahrleistet, dass flr jeden Beschéftigten abziiglich
der Einbauten (z. B. Mobel) ein Mindestluftvolumen
von 12 m* und fiir jede Biirgerin und jeden Birger,
die gleichzeitig im Raum sind, 10 m* Mindestluft-
raum vorhanden sind?

§ 3a Abs. 1 ArbStdttV i.V.m. Nr. 1.2 Anhang zur
ArbStdttV, ASRA1.2 Nr. 7

B25 Ist in den Arbeitsraumen mit Publikumsverkehr
ausreichend Platz (Bewegungsfliche) fir die
Birgerinnen und Biirger vorhanden?

B2.6 | Verfugen die Arbeitsraume Uber eine Sichtverbin-
dung nach auBen und ausreichend Tageslicht?

§ 3a Abs. 1 ArbStdttV i.V.m. Nr. 3.4 Anhang zur
ArbStittV, ASRA3.4 Nr. 4.1

B27 Ist der Arbeitsplatz ergonomisch eingerichtet (z. B.
ArbeitsplatzmaBe fiir Bildschirm-Arbeitsplatze)?

§ 3a Abs. 1 ArbStittVi.V.m. Nr. 6 Anhang zur
ArbStattV

B28 Stehen die erforderlichen Arbeitsmittel zur Verfii-
gung?
§ 3 Abs. 2 Nr. 1 ArbSchG
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Institution/Einrichtung (z. B. Stadtverwaltung, Landratsamt):

Standort:
Bereich/Tatigkeit:

Fragen zum Sachverhalt trifft | MaBnahmen/Bemerkungen Verantwort- | Wirksam-
nicht | (Losungsvorschlige, ggf. Verweis lich keits-
zu | auf entsprechende betriebliche kontrolle
Regelungen, ggf. Weiterleitung an
andere Verantwortliche etc.) Termin

B29 Befinden sich die Arbeitsmittel und Ausriistungen
in einem ordnungsgemaBlen Zustand?

B 2.10 | Ist die Software benutzerfreundlich gestaltet?
§ 3a Abs. 1 ArbStdttV i.V.m. Nr. 6.5 Anhang zur
ArbStittV

B2.11 | Gibt es schnelle und kompetente Unterstiitzung bei
Problemen mit der Software?

B 2.12 | Werden wiederkehrende Priifungen bei Arbeits-
mitteln und Ausriistungen (z. B. ortsveranderliche
elektrische Gerite, Leitern) fristgemaB durchgefihrt
und dokumentiert sowie bei Méngeln entsprechen-
de MaBnahmen realisiert?

§§ 30 Abs. T und 4 Abs. 1 ArbStdttV

B 2.13 | Sind ausreichend Liiftungsméglichkeiten der
Arbeitsrdume gegeben?

§ 3a Abs. T ArbStdttV i.V.m. Nr. 3.6 Anhang zur
ArbStdttV, ASRA3.6
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Institution/Einrichtung (z. B. Stadtverwaltung, Landratsamt):

Standort:
Bereich/Tatigkeit:

Fragen zum Sachverhalt

B2.14 | Gibt es am Biroarbeitsplatz belastende Umge-
bungseinfliisse, wie beispielsweise die folgenden?
§ 30 Abs. 1 ArbStdttViV.m. Nr. 3.4, 3.5, 3.6, 3.7
Anhang zur ArbStdttV

B 2.14.1 | Larm, stérende Gerdusche

B 2.14.2 | schlechte Beleuchtung

B 2.14.3 | Hitze

B2.14.4 | Kilte

B 2.14.5 | Zugluft

B 2.14.6 | Geriiche

B 2.14.7 | Weitere (bitte benennen)

trifft
nicht
zu

MaBnahmen/Bemerkungen
(Losungsvorschlage, ggf. Verweis
auf entsprechende betriebliche
Regelungen, ggf. Weiterleitung an
andere Verantwortliche etc.)

Verantwort-
lich

Termin

Wirksam-
keits-
kontrolle
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Institution/Einrichtung (z. B. Stadtverwaltung, Landratsamt):

Standort:
Bereich/Tatigkeit:

Fragen zum Sachverhalt

B 2.15 | Steht den Beschéftigten bei Arbeitserfordernis
folgende Ausriistung fiir die Dienstausflihrung zur
Verfligung?

§ 3 Abs. 2 Nr. 1 ArbSchG

B 2.15.1 | Dienstkleidung

B 2.15.2 | Persénliche Schutzausriistungen

B 2.15.3 | Dienstfahrzeug

B 2.15.4 | Dienstausweis

B 2.15.5 | Diensthandy

B 2.15.6 | Weitere (bitte benennen)

trifft
nicht
zu

MaBnahmen/Bemerkungen
(Losungsvorschlage, ggf. Verweis
auf entsprechende betriebliche
Regelungen, ggf. Weiterleitung an
andere Verantwortliche etc.)

Verantwort-
lich

Termin

Wirksam-
keits-
kontrolle

Liegt weiterer Handlungsbedarf vor?
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Modul B:  Psychische Arbeitsbelastungen
Modul B3: Gewaltpraventive Sicherheitsvorkehrungen -
technisch, organisatorisch und personell

Institution/Einrichtung (z. B. Stadtverwaltung, Landratsamt):
Standort:

Bereich/Tatigkeit:

Fragen zum Sachverhalt MaBnahmen/Bemerkungen Verantwort- | Wirksam-
(Losungsvorschldge, ggf. Verweis lich keits-
auf entsprechende betriebliche kontrolle
Regelungen, ggf. Weiterleitung an
andere Verantwortliche etc.)

B 3.1 Ist unbefugtes Betreten durch Birgerinnen und
Burger fiir folgende Rdume/Bereiche ausgeschlos-
sen (z. B. durch Tiren mit Zugangscode oder
Knauf)?

B 3.1.1 | Rdume/Bereiche ohne erforderlichen Biirgerkontakt
(z. B. Personalrdume, Technikrdume)

B 3.1.2 | Buros/Bereiche auBerhalb und ggf. auch innerhalb
der Sprechzeiten

B 3.1.3 | Weitere (bitte benennen)

B3.2 Ist aus Sicherheitsgriinden eine Trennung von
Besucher- und Personaltoiletten vorhanden?

B33 Sind die Rdume mit den Personaltoiletten fiir
Besucherinnen und Besucher unzugdnglich?

B34 Werden die Zugangsbereiche fiir die Blrgerinnen
und Birger entsprechend des Gefahrdungs-
potenzials kontrolliert (z. B. durch Sicherheitsdienst,
Schleuse/Scannerfunktion, Empfangstheke, Video-
uberwachungssysteme)?

B35 Sind die Wartebereiche kundenfreundlich gestaltet
(z. B. ausreichende Sitzmdglichkeiten, gute Be-
leuchtung und Liiftung, helle Farbe, Lesematerial,
Spielmdglichkeiten fur Kinder, Aufrufanlage, Auto-
maten fir Getrdnke und Snacks, Wasserspender)?

B 3.6 | Istder Empfangsbereich entsprechend des Bedarfs
mit auskunftsfahigen Personen besetzt, die die
Besucherinnen und Besucher zielfiihrend leiten
kénnen?

B3.7 Ist ein Wachschutz/Sicherheitsdienst mindestens
an den Sprechtagen présent (entsprechend des
Gefahrdungs- und Gewaltpotenzials)?

§ 3a Abs. 1 ArbStdttV, ASR V3 Nr. 11
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Institution/Einrichtung (z. B. Stadtverwaltung, Landratsamt):

Standort:
Bereich/Tatigkeit:

Fragen zum Sachverhalt MaBnahmen/Bemerkungen Verantwort- | Wirksam-
(Ldsungsvorschldge, ggf. Verweis lich keits-
auf entsprechende betriebliche kontrolle
Regelungen, ggf. Weiterleitung an
andere Verantwortliche etc.)

B38 Wurde eine Hausordnung erlassen?
§3a Abs. 1 ArbStdttV, ASR V3 Nr. 11

B39 Hangt die Hausordnung zentral, fiir alle sichtbar
und in mehreren Sprachen aus?

B 3.10 | Gibt es wirksame Regelungen zum Hausverbot in
Bezug auf Erlass und Durchsetzung (z. B. Bekannt-
machung fiir alle Arbeitsbereiche)?

B 3.117 | Kommt es bei der Arbeitstatigkeit zu Beleidigungen,
Bedrohungen oder Nétigungen durch Biigerinnen
und Biirger?

B 3.11.1 | telefonisch

B 3.11.2 | schriftlich einschlieBlich Mail

B 3.11.3 | vor Ort

B 3.12 | Gibt es im Zusammenhang mit der Arbeitstatigkeit
physische Gewalt durch Bligerinnen und Biirger?

B 3.13 | Gibt es im Arbeitsbereich mutwillige Sachbeschadi-
gungen durch Biigerinnen und Burger?
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Institution/Einrichtung (z. B. Stadtverwaltung, Landratsamt):

Standort:
Bereich/Tatigkeit:

Fragen zum Sachverhalt trifft | MaBnahmen/Bemerkungen Verantwort- | Wirksam-
nicht | (Losungsvorschlige, ggf. Verweis lich keits-
zu | auf entsprechende betriebliche kontrolle
Regelungen, ggf. Weiterleitung an
andere Verantwortliche etc.) Termin

B3.14 | Stehen den Beschéftigten fiir ihre Dienstausfiih-
rung nachfolgende Mittel und Regelungen zur
Eigensicherung vor Gewalt zur Verfligung?
§3Abs. 2 Nr. 1und § 4 ArbSchG

B 3.14.1 | geeignetes Notrufsystem zur Alarmierung bei
Gewaltgefahr am Arbeitsplatz/im AuBendienst

(z. B. Notruftaste am Schreibtisch, an PC-Tastatur,
am Telefon oder Handy - bitte benennen)

B 3.14.2 | organisatorische Regelungen fiir die Riickmeldung
oder Zwischenmeldung des Beschéftigten aus dem
AuBendienst beim Innendienst

B 3.14.3 | keine Alleinarbeit bei mdglichem Konfliktpotenzial

B 3.14.4 | Schulungen zu biirgerorientiertem Verwaltungs-
handeln (z. B. interkulturelle Kompetenz, Fremd-
sprachenkenntnisse, Deeskalationsverhalten,
Konfliktlssungsstrategien)

B 3.14.5 | Vorkehrungen fir den Schutz schwangerer und
stillender Beschaftigter (z. B. Beschaftigungsverbot;
Umsetzung - bitte benennen)

B 3.15 | Sind die Kassen und Auszahlstellen unter nachfol-
genden Aspekten sicherheitsgerecht gestaltet und
organisiert?

§ 3 a Abs. 1 ArbStitt, in Anlehnung an DGUV
Vorschrift 26

B 3.15.1 | Schutz gegen Zutritt und Zugriff Unbefugter

B 3.15.2 | Abtrennung bruch-/ggf. schusssicher

B 3.15.3 | organisatorische Regelungen zum Umgang mit

Bargeld

B 3.15.4 | Kassenbereich (Geldkassette) nicht einsehbar

B 3.16 | Ist der Arbeitsplatz so beschaffen, dass sich die Be-
schaftigten bei Gewaltgefahr schnell in Sicherheit
bringen kénnen (Verbindungstiiren zu Nachbar-
rdumen oder andere Fluchtmdglichkeiten)?

§ 9 Abs. 3 ArbSchG, § 4 Abs. 4 ArbStdttV
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Institution/Einrichtung (z. B. Stadtverwaltung, Landratsamt):
Standort:

Bereich/Tatigkeit:

Fragen zum Sachverhalt trifft | MaBnahmen/Bemerkungen Verantwort- | Wirksam-
nicht | (Losungsvorschlige, ggf. Verweis lich keits-
zu | auf entsprechende betriebliche kontrolle
Regelungen, ggf. Weiterleitung an
andere Verantwortliche etc.) Termin

B 3.17 | Kénnen die Beschaftigten bei Eskalationsgefahr
und Ubergriffen schnell Hilfe durch Kollegen/Vorge-
setzte oder durch sonstige Personen (Wachschutz/
Sicherheitsdienst/Hausmeister) erhalten?

B3.18 | Sind am Arbeitsplatz die Distanzbereiche/Sicher-
heitsabstande zwischen Beschaftigten und Biirger-
innen/Burgern ausreichend?

§ 3 Abs. 1 ArbStittV, ASR V3 Nr. 11

B 3.19 | Sind in dem Bereich, in dem Biirgerberatungen
stattfinden, scharfe, spitze und sonstige bewegliche
Gegenstande dem Zugriff der Blrgerinnen und
Biirger entzogen?

B 3.20 | Werden Auszubildende, Praktikantinnen und
Praktikanten entsprechend eingewiesen, bevor
sie an Arbeitspldatzen mit Konfliktpotenzial durch
Birgerinnen und Biirger eingesetzt werden?

Liegt weiterer Handlungsbedarf vor?
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Modul B:  Psychische Arbeitsbelastungen
Modul B4: Arbeitsaufgaben/Arbeitsorganisation
Institution/Einrichtung (Stadtverwaltung, Landratsamt):

Standort:

Bereich/Tatigkeit:

Fragen zum Sachverhalt trifft | MaBnahmen/Bemerkungen Verantwort- | Wirksam-
nicht | (Losungsvorschlige, ggf. Verweis lich keits-
zu | auf entsprechende betriebliche kontrolle
Regelungen, ggf. Weiterleitung an
andere Verantwortliche etc.) Termin

B 4.1 Sind die Arbeitsaufgaben und Verantwortlichkei-
ten im eigenen Arbeitsbereich (z. B. Sachgebiet)
zwischen den Beschéftigten klar abgegrenzt und
allen bekannt?

B42 Kommt es haufig vor, dass Beschéftigte von
verschiedenen Personen widersprichliche Arbeits-
anweisungen/Informationen erhalten?

B 43 Sind die Arbeitsaufgaben und Verantwortlichkeiten
des eigenen Arbeitsbereiches gegenliber liberge-
ordneten/anderen Arbeitsbereichen klar abgegrenzt
und allen bekannt?

B44 Kann zu B 4.3 zwischen kollidierenden Zielstel-
lungen verschiedener Arbeitsbereiche Konsens
hergestellt werden?

B 45 | Gibteszur Lésung kollidierender Zielstellungen
zwischen verschiedenen Arbeitsbereichen festge-
legte Verfahrenswege?

B46 Sind die Aufgaben und Verantwortlichkeiten
(auch im Vertretungsfall)

B 4.6.1 | klar abgegrenzt,

B 4.6.2 | im Arbeitsbereich bekannt,

B 4.6.3 | bei langfristigen Krankheitsfallen mit zusatzlichem

Personal abgedeckt,

B 4.6.4 | miteingearbeitetem Personal abgedeckt?

B47 Entsprechen die individuellen Kenntnisse, Fahigkei-
ten und Fertigkeiten der Beschéaftigten den
zugewiesenen Arbeitsaufgaben?
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Institution/Einrichtung (Stadtverwaltung, Landratsamt):
Standort:

Bereich/Tatigkeit:

Fragen zum Sachverhalt trifft | MaBnahmen/Bemerkungen Verantwort- | Wirksam-
nicht | (Losungsvorschldge, ggf. Verweis lich keits-
zu | auf entsprechende betriebliche kontrolle
Regelungen, ggf. Weiterleitung an
andere Verantwortliche etc.) Termin

B48 Wird unter Mitwirkung der Beschéaftigten festge-
legt, welche beruflichen Fortbildungen erforderlich
sind?

B 4.9 Werden die erforderlichen beruflichen Fortbil-
dungsmaBnahmen erméglicht?

B 4.10 | Entspricht die vorhandene Personalkapazitdt der
realen Arbeitsmenge?

B 4.11 | Erstatten Beschiftigte Uberlastungsanzeigen?
§ 15 Abs. 1 ArbSchG

B 4.12 | Gibt es Festlegungen zum Umgang mit Uberlas-
tungsanzeigen der Beschaftigten?

B 4.13 | Gibt es Unterforderungen bei der Arbeit?

B 4.14 | Gibt es Festlegungen zum Umgang mit Unterfor-
derungen?

B 4.15 | Miissen haufig Mehrarbeitsstunden/Uberstunden
geleistet werden?
§§ 3,6, 7 ArbZG

B 4.16 | Konnen diese Stunden (vgl. B 4.15) entsprechend
der gesetzlichen Regelungen abgesetzt werden?
§§ 3,6, 7 ArbZG

B 4.17 | Werden bei der Gestaltung von Nacht- und
Schichtarbeit die gesicherten arbeitswissenschaft-
lichen Erkenntnisse bertcksichtigt (z. B. vorwarts
rotierende Schichten; méglichst nicht mehr als drei
aufeinanderfolgende Nachtschichten)?

§6Abs. 1TArbZG

B 4.18 | Wird die gesetzlich vorgeschriebene Ruhezeit nach
Beendigung der tdglichen Arbeitszeit eingehalten?
§§5und 7 ArbZG

B 4.19 | Kénnen die gesetzlich vorgeschriebenen Ruhepau-
sen realisiert werden?
§4ArbZG
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Institution/Einrichtung (Stadtverwaltung, Landratsamt):

Standort:
Bereich/Tatigkeit:
Fragen zum Sachverhalt trifft | MaBnahmen/Bemerkungen Verantwort- | Wirksam-
nicht | (Losungsvorschldge, ggf. Verweis lich keits-
zu | auf entsprechende betriebliche kontrolle
Regelungen, ggf. Weiterleitung an
andere Verantwortliche etc.) Termin
B 4.20 | Werden Stérungen (z. B. durch Besucher, Telefo-
nate) in den gesetzlich vorgeschriebenen Pausen
vermieden?
B 4.21 | Gibtes fur konzentrierte Arbeitsphasen zur Fallbe-
arbeitung Zeitanteile ohne personlichen Biirger-
kontakt (d. h. ohne Sprechzeit, Telefonate von
auBen, Bestelltermine)?
B 4.22 | Istdieser Zeitanteil zur Bewéltigung der Arbeitsauf-
gaben ausreichend (vgl. B 4.21)?
B 4.23 | Gibt es in Arbeitsbereichen mit intensivem Biirger-
kontakt Méglichkeiten der Jobrotation (z. B. Front-
und Back-office)?
B 424 | Wird im Arbeitsbereich in der Regel eine Kunden-
betreuung mit kurzen Wartezeiten realisiert?
B 4.25 | Gibt es nachfolgende Stérungen/Unterbrechungen
bei der Arbeit?
B 4.25.1 | durch Personen (z. B. auch Kolleginnen und
Kollegen)
B 4.25.2 | durch unndtige E-Mails
B 4.25.3 | durch fehlende/mangelhafte Zuarbeiten
B 4.25.4 | durch Telefonate
B 4.25.5 | durch technische Stérungen
B 4.26 | Kénnen die Beschéaftigten die Art und Weise der
Aufgabenerledigung (z. B. WahImaglichkeiten zu
Arbeitsmethoden, zeitliche Reihenfolge) beeinflus-
sen?
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Institution/Einrichtung (Stadtverwaltung, Landratsamt):

Standort:

Bereich/Tatigkeit:

Fragen zum Sachverhalt trifft | MaBnahmen/Bemerkungen Verantwort- | Wirksam-
nicht | (Losungsvorschldge, ggf. Verweis lich keits-
zu | auf entsprechende betriebliche kontrolle
Regelungen, ggf. Weiterleitung an
andere Verantwortliche etc.) Termin
B 4.27 | Werden einseitige, wenig abwechslungsreiche
Arbeitsanforderungen weitgehend vermieden?
B 4.28 | Erleben die Beschaftigten hdufig stark belastende,
innere Konflikte zwischen den vorgegebenen Ent-
scheidungsgrundlagen und den Biirgeranliegen?
B 4.29 | Gibtes fir die Beschaftigten bei Bedarf Unterstit-
zung fur den Umgang mit den unter Punkt B 4.28
genannten inneren Konflikten (z. B. Supervision,
kollegiale Fallberatung)?
B 4.30 | Stehen den Beschéftigten flr die Dienstausiibung
die folgenden Informationen zur Verfligung?
B 4.30.1 | rechtliche Grundlagen und Aktualisierung
B 4.30.2 | Arbeitshilfen (z. B. Formulare, Softwareprogramme)
B 4.30.3 | Fallunterlagen
B 4.30.4 | Gewaltrelevante Informationen tber Klientinnen
und Klienten
(z. B. zu vorangegangen Ubergriffen)
B 4.30.5 | betriebliche Festlegungen fiir den AuBendienst
B 4.30.6 | Zuarbeiten (intern, extern)
B 4.30.7 | Weitere (bitte benennen)
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Institution/Einrichtung (Stadtverwaltung, Landratsamt):

Standort:
Bereich/Tatigkeit:

Fragen zum Sachverhalt

B 4.31 | Sind Regelungen fiir die Arbeit mit Burgerinnen
und Biirgern getroffen, die die deutsche Sprache
nicht/kaum beherrschen (z. B. Zeitplanung, Dol-
metscher, sonstige Begleitpersonen, Schriftstiicke/
Merkbldtter in verschiedenen Sprachen bzw. in
leichter Sprache)?

trifft
nicht
zu

MaBnahmen/Bemerkungen
(Losungsvorschlage, ggf. Verweis
auf entsprechende betriebliche
Regelungen, ggf. Weiterleitung an
andere Verantwortliche etc.)

Verantwort- | Wirksam-
lich keits-
kontrolle

Termin

Liegt weiterer Handlungsbedarf vor?
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Modul B:  Psychische Arbeitsbelastungen
Modul B5: Soziale Beziehungen/Fiihrung
Institution/Einrichtung (z. B. Stadtverwaltung, Landratsamt):

Standort:

Bereich/Tatigkeit:

Fragen zum Sachverhalt trifft | MaBnahmen/Bemerkungen Verantwort- | Wirksam-
nicht | (Lésungsvorschlige, ggf. Verweis lich keits-
zu | auf entsprechende betriebliche kontrolle
Regelungen, ggf. Weiterleitung an
andere Verantwortliche etc.) Termin

B 5.1 Wird die Losung fachlicher Aufgaben im Team
durch eine wertschatzende und konstruktive Kom-
munikation gepragt?

B52 Finden im Team/Arbeitsbereich regelmaBig
Dienstberatungen (z. B. tiber Termine, hausinterne
Mitteilungen) statt?

B53 Ist die Arbeitsatmosphére in der Dienstberatung
konstruktiv?

Bb54 Werden geplante betriebliche Verdnderungsprozes-
se (z. B. Umstrukturierung, Umziige) rechtzeitig und
ausreichend kommuniziert?

B55 Haben die Beschaftigten die Moglichkeit, Vorschla-
ge und Ildeen zu Verdnderungen in der Arbeit einzu-
bringen (z. B. bei Umstrukturierungsprozessen)?
Anmerkung: Die Beschéftigten haben dem Arbeit-
geber oder dem zustandigen Vorgesetzten jede von
ihnen festgestellte unmittelbare erhebliche Gefahr
fir die Sicherheit und Gesundheit [...] unverziglich
zu melden.

§ 16 ArbSchG

B 5.6 Finden neben der Dienstberatung ausreichend
Gespréche im Team/Arbeitsbereich zur Klarung
fachlicher Probleme statt?

B57 Werden durch Biirgerinnen und Birger verursachte
kritisch-aggressive Situationen im Team bespro-
chen und dokumentiert?

B5.8 Gibt der Vorgesetzte den Beschaftigten Riickmel-
dungen Uber deren geleistete Arbeit?

B59 Werden positive Leistungen der Beschaftigten
durch den unmittelbaren Vorgesetzten anerkannt?

B 5.10 | Werden zwischenmenschliche Konflikte im Ar-
beitsteam respektvoll und konstruktiv bewaltigt?
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Institution/Einrichtung (z. B. Stadtverwaltung, Landratsamt):
Standort:

Bereich/Tatigkeit:

Fragen zum Sachverhalt trifft | MaBnahmen/Bemerkungen Verantwort- | Wirksam-
nicht | (Losungsvorschliage, ggf. Verweis lich keits-
zu | auf entsprechende betriebliche kontrolle
Regelungen, ggf. Weiterleitung an
andere Verantwortliche etc.) Termin

B 5.11 | Gibt esim Arbeitsbereich Diskriminierungen unter
den Beschéftigten (z. B. Ungleichbehandlungen,
Ausgrenzungen, Benachteiligungen, sexuelle
Belastigung)?

B 5.12 | Werden Probleme und Konflikte mit anderen
Arbeitsbereichen innerhalb der Behérde respektvoll
und konstruktiv bewéltigt?

B 5.13 | Werden Probleme und Konflikte mit Arbeitspartnern
auBerhalb der Behorde respektvoll und konstruktiv
bewaltigt?

Liegt weiterer Handlungsbedarf vor?
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VII. Rechtliche Grundlagen

Es gelten die jeweils gliltigen Fassungen

Gesetz tiber die Durchfiihrung von MaBnah-
men des Arbeitsschutzes zur Verbesserung der
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der
Beschiftigten bei der Arbeit (Arbeitsschutzge-
setz - ArbSchG) vom 7. August 1996 (BGBI. |
S. 1246), zuletzt gedndert durch Artikel 427
der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBI. |
S. 1474)

Gesetz liber Betriebsarzte, Sicherheitsingeni-
eure und andere Fachkrafte fiir Arbeitssicher-
heit (Arbeitssicherheitsgesetz - ASiG) vom
12. Dezember 1973 (BGBI. | S. 1885), zuletzt
geandert durch Artikel 3 Absatz 5 des Geset-
zes vom 20. April 2013 (BGBI. | S. 868)

Gesetz zum Schutz von Mttern bei der Arbeit,
in der Ausbildung und im Studium (Mutter-
schutzgesetz - MuSchG) vom 23. Mai 2017
(BGBI. I'S. 1228)

Gesetz zum Schutze der arbeitenden Jugend
(Jugendarbeitsschutzgesetz - JArbSchG) vom
12. April 1976 (BGBI. | S. 965), zuletzt gedn-
dert durch Artikel 13 des Gesetzes vom
10. Marz 2017 (BGBI. 1 S. 420)

Arbeitszeitgesetz (ArbZG) vom 6. Juni 1994
(BGBI. 1'S. 1170, 1171), zuletzt gedndert durch
Artikel 12a des Gesetzes vom 11. November
2016 (BGBI. I S. 2500)

Siebtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB 7) - Ge-
setzliche Unfallversicherung - (Artikel 1 des
Gesetzes vom 7. August 1996, BGBI. | S. 1254),
zuletzt gedndert durch Artikel 4 des Gesetzes
vom 17. Juli 2017 (BGBI. | S. 2575)

Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge
(ArbMed\WWV) vom 18. Dezember 2008 (BGBI. |
S. 2768), zuletzt gedndert durch Artikel 3 Ab-
satz 1 der Verordnung vom 15. November
2016 (BGBI. | S. 2549)

Verordnung tber Sicherheit und Gesundheits-
schutz bei der Verwendung von Arbeitsmitteln
(Betriebssicherheitsverordnung - BetrSichV)
vom 3. Februar 2015 (BGBI. | S. 49), zuletzt ge-
andert durch Artikel 1 der Verordnung vom
30. April 2019 (BGBI. I S. 554)

Verordnung tiber Arbeitsstitten (Arbeitsstat-
tenverordnung - ArbStittV) mit Anhang vom
12. August 2004 (BGBI. I S. 2179), zuletzt ge-
andert durch Artikel 5 Absatz 1 der Verord-
nung vom 18. Oktober 2017 (BGBI. | S. 3584)

Technische Regeln fiir Arbeitsstitten (ASR),
u.a. ASR V3 ,Gefdhrdungsbeurteilung”

Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung,
DGUV Vorschrift 1 ,Grundsatze der Préventi-
on", Ausgabe November 2013

Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung,
DGUV Vorschrift 2 ,Betriebsérzte und Fach-
krafte fur Arbeitssicherheit”, von Januar 2011,
gultig ab 1. Juli 2015

Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung
DGUV Vorschrift 26 ,Kassen", aktualisierte
Ausgabe 2010, gliltig ab 1. Juli 2015

DIN EN ISO 10 075-1: Ergonomische Grund-
lagen bezliglich psychischer Arbeitsbelastung
Teil 1: Allgemeines und Begriffe

Teil 2: Gestaltungsgrundsatze

Teil 3: Grundsatze und Anforderungen an Ver-
fahren zur Messung und Erfassung psychi-
scher Arbeitsbelastung

DIN 18040-1: Barrierefreies Bauen - Pla-

nungsgrundlagen
Teil 1: Offentlich zugangliche Geb4ude
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VI1I1. Weiterfiihrende Regeln, Informationen,
Empfehlungen, Grundsatze, Schriften,

Literatur

Es gelten die jeweils giiltigen Fassungen

Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung,
DGUV Regel 100-001 ,Grundsétze der Préven-
tion", Ausgabe Mai 2014

Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung,
DGUV Regel 112-139 ,Einsatz von Personen-
Notsignal-Anlagen”, Ausgabe Januar 2012

Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung,
DGUV Regel 115-401 ,Branche Biirobetriebe",
Ausgabe Mai 2018

Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung,
DGUV Information 115-410 ,Bildschirm- und
Biiroarbeitsplatze - Leitfaden fiir die Gestal-
tung”, Ausgabe September 2015

Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung,
DGUV Information 205-003 ,Aufgaben, Qua-
lifikation, Ausbildung und Bestellung von
Brandschutzbeauftragten”, Ausgabe Novem-
ber 2014

Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung,
DGUV Information 205-023 ,Brandschutzhel-
fer, Ausbildung und Befdhigung”, Ausgabe Fe-
bruar 2014

Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung,
DGUV Information 206-004 ,Die Mischung
macht's: Jung und Alt gemeinsam bei der Ar-
beit", Ausgabe Februar 2017

Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung,
DGUV Information 206-006 ,Gesund und fit
im Kleinbetrieb arbeiten: entspannt, gemein-
sam, besser - Tipps fir Wirtschaft, Verwal-
tung und Dienstleistung”, Ausgabe Mai 2014

Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung,
DGUV Information 206-007 ,So geht's mit
Ideentreffen”, Ausgabe Mai 2014 - aktuali-
sierte Fassung September 2016

Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung,
DGUV Information 206-010 ,Psychische Be-
lastungen am Arbeits- und Ausbildungsplatz
- ein Handbuch", Ausgabe April 2005

Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung,
DGUV Information 206-017 ,Gut vorbereitet
fiir den Ernstfall! Mit traumatischen Ereignis-
sen im Betrieb umgehen”, Ausgabe Juli 2015
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Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung,
DGUV Information 206-019 ,Rundum ge-
starkt. Wie psychosoziale Faktoren bei der Pra-
vention von Muskel-Skelett-Erkrankungen am
Arbeitsplatz berlcksichtigt werden kdnnen”,
Ausgabe Oktober 2015

Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung,
DGUV Information 206-023 ,Standards in der
betrieblichen psychologischen Erstbetreuung
(bpE) bei traumatischen Ereignissen”, Ausgabe
Oktober 2017

Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung,
DGUV Information 211-039 ,Leitfaden zur Er-
mittlung der Anzahl der Sicherheitsbeauftrag-
ten im offentlichen Dienst", Ausgabe Februar
2015

Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung,
DGUV Information 211-042 ,Sicherheitsbeauf-
tragte”, Ausgabe Marz 2017

Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung,
DGUV Information 215-450 ,Software-Ergo-
nomie”, Ausgabe August 2016

Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung,
DGUV Grundsatz 306-001 ,Traumatische Er-
eignisse - Pravention und Rehabilitation”,
Ausgabe Oktober 2017

Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung,
DGUV ,Leitfaden zum Betrieblichen Eingliede-
rungsmanagement - Praxishilfe flr die Bera-
tung der UV-Trdger in den Betrieben", Ausga-
be Februar 2014

Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung,
DGUV ,Leitfaden fiir Betriebsdrzte zu psychi-
schen Belastungen und Folgen in der Arbeits-
welt", Ausgabe Februar 2010

Unfallkasse Sachsen (Hrsg.) UK Sachsen 04-01
.Notfallmanagement"

Bundesanstalt fiir Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin (Hrsg.) ,Leitfaden zur Einfihrung und
Gestaltung von Nacht- und Schichtarbeit”,

9. unveranderte Auflage, Januar 2005

Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutzstrategie
(GDA) ,Empfehlungen zur Qualifizierung be-
trieblicher Akteure fur die Umsetzung der Ge-
fahrdungsbeurteilung psychischer Belastung”,
2. sprachlich korrigierte Auflage, Januar 2017

Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutzstrategie
(GDA) ,Psychische Arbeitsbelastung und Ge-
sundheit”, November 2017

VBG Fachwissen ,Gefdhrdungsbeurteilung
psychischer Belastung - Handlungshilfe fir
die betriebliche Praxis", Version 1.0/2015-05

VBG Fachwissen ,Burnout erkennen, verste-
hen, bekdmpfen - Informationen fir Fih-
rungskrafte”, Version 1.1/2010-12

Freistaat Sachsen, Landesamt fiir Verfassungs-
schutz, ,Reichsbiirger und Selbstverwalter -
Eine Information des sdchsischen Verfas-
sungsschutzes”, Mai 2017

Bundesanstalt fur Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin (Hrsg.) (2014). Gefdhrdungsbeurtei-
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